An die 

Staatsanwaltschaft

bei dem LG Ellwangen

Marktplatz 6

73479 Ellwangen

München, den 16. April 2002                                                                      meine Zeichen 02/ass/421
Strafanzeige wegen des Verdachtes der quälerischen Tiermisshandlung 

gem. § 17 Nr. 2 b TierSchG - Kaninchenhaltung des Herrn Rudolf S.,

Buch 5, 74532 Ilshofen

Sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren,

namens und im Auftrag der Stiftung Albert Schweitzer für unsere Mitwelt
 erstatte ich Anzeige wegen des Verdachts der quälerischen Tiermisshandlung, strafbar gem. § 17 Nr. 2 b TierSchG. Die Anzeige richtet sich nicht nur gegen den oben Genannten sondern auch gegen alle anderen (z.B. Betriebsinhaber, Betriebsleiter, Gesellschafter, Prokuristen und Geschäftsführer), die für die o.g. Haltung von Kaninchen in Käfigen verantwortlich sind.

A. Vorbemerkung

Seit 1972 schreibt das Tierschutzgesetz vor, Tiere „verhaltensgerecht“ unterzubringen
. Mit der Haltung von Legehennen in Käfigen wurde jahrzehntelang eklatant gegen das Tierschutzgesetz verstoßen
. 
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Dank einer aktiven und repressiven Lobby
 relativierten die Behörden die klare Aussage des Gesetzes - im Interesse der Tierhalter.

Erst am 6.7.1999 erklärte das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in einem wegweisenden Urteil
, dass die Grundbedürfnisse der Tiere nicht eingeschränkt werden dürfen
. Allein das allgemeine Fortbewegungsbedürfnis dürfe - im Sinne eines vom Gesetz
 vorgezeichneten Interessenausgleiches bis zur Schmerz-/Leidensgrenze beschränkt werden.
 

Die Haltung von Kaninchen in Käfigen stellt aus der Sicht der Anzeigeerstatterin und der Allgemeinheit, die ein Sprachrohr in den Medien
 findet, einen offensichtlichen Skandal dar. Fast drei Jahre nach dem Urteil des höchsten deutschen Gerichtes werden unter Missachtung der klaren Anforderungen an eine Tierhaltung, Kaninchen in vergleichbarer Weise wie Hennen in Käfigen gehalten. 
B. Begründung der Strafbarkeit
I. Ergebnis

Die von den Angezeigten praktizierte - augenfällig verhaltenswidrige - Haltung von Kaninchen in Käfigen ist strafbar nach § 17 Nr. 2 b TierSchG, weil den Tieren länger anhaltende, erhebliche Schmerzen und Leiden zugefügt werden.

II. Tatsächliche, objektive Umstände

1) Die Angezeigten sind für die gesetzwidrige Haltung von etwa 800 Kaninchen verantwortlich. 

2) Die Kaninchen werden in Käfigen der Größe 60 cm x 50 cm x 40 cm (Höhe) gehalten. Jeweils 4 Kaninchen teilen sich eine Gesamtfläche von 3000 cm2. Jedes Kaninchen wird also zeitlebens auf eine Gesamtlebensfläche von 750 cm2 beschränkt - etwa den Platz, den es schon zum ruhigen Stehen braucht (DIN A4 Seite = 620 cm2). Der Käfigboden besteht aus Drahtgitter. 
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3) Kaninchen haben die folgenden Verhaltensbedürfnisse

a) Haupttagesaktivität: Wühlen und Nagen
.

Zum Nahrungserwerbsverhalten im übrigen: Kaninchen verbringen täglich viele Stunden mit der Nahrungsaufnahme. Sie fressen Gras (Heu), Kräuter und Blätter von Gemüse und Salat und sie benagen Äste und Wurzeln. Die anatomischen Besonderheiten ihres Magens (wenig Muskulatur) machen den Verzehr von viel grobstrukturierter Nahrung mit teilweise geringem Nährwert erforderlich; deswegen werden bis zu 90mal in 24 Stunden geringe Futterportionen aufgenommen (Stauffacher in Sambraus/Steiger S 231; Busch, DVG-Tagungsband „Tierschutz und Tierzucht“ 1997, S 171, 175). 

b) Sozialverhalten: Kaninchen sind sehr sozial lebende Tiere, die in Gruppen zusammenleben und sowohl die Möglichkeit zu gegenseitiger Nähe als auch zu Distanz brauchen. Rückzugsmöglichkeiten müssen vorhanden sein. Über Monate hinweg konstante Dominanzbeziehungen unter adulten Zibben ermöglichen bei Gruppenhaltung die schadensfreie Entscheidung von Konkurrenzen (Stauffacher aaO).
c) Erkundungsverhalten: Kontrollieren der Umgebung durch „Männchenmachen“,

weiter durch Bodenscharren, Graben, Verändern und Bearbeiten von Objekten.

d) Bewegungsverhalten: Hoppeln, Sprünge, Hakenschlagen, blitzschnelles Flüchten.

e) Die Tiere sind an all den geschilderten Verhaltensweisen im wesentlichen bei Käfighaltung gehindert.
 

4) Kaninchen erleiden bei Käfighaltung typischerweise
 folgende Verletzungen und Schäden:
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a) Das ständige Stehen auf Gitterrostboden verursacht bei einem Großteil der Tiere wunde Läufe (Podeodermatitis).

b) Als Schäden infolge der weitgehend fehlenden artgemäßen Bewegungs-möglichkeiten (s. o. 3d) treten auf: Knochengewebshypoplasie, Wirbelsäulenver-krümmung und als deren Folge häufige Knochenbrüche.

c) An- oder abgebissene Ohren als Folge nicht vorhandener Ausweichmöglichkeiten bei Aggressionen durch Artgenossen.

III. Erhebliche, länger anhaltende Schmerzen iSd § 17 Nr. 2b TierSchG

1) Es ist schlicht nicht vorstellbar, dass die o.g. (II 4) dargestellten Verletzungen/Schäden nicht zu Schmerzen führen. In allen zur Bewegung fähigen Lebewesen hat sich über Jahrmillionen die Fähigkeit zum Schmerzempfinden als herausragender Überlebensvorteil entwickelt. Angesichts der großen Ähnlichkeit der beim Menschen und Kaninchen vorhandenen physischen Gegebenheiten, die das Schmerzempfinden ermöglichen, ist die Annahme im wesentlichen gleicher Schmerzempfindungsfähigkeit zwingend. Diese Erkenntnis wird auch durch das Tierschutzgesetz bestätigt. Nach § 5 Abs. 2 ist eine Betäubung bei Eingriffen am Wirbeltier nicht erforderlich, „wenn bei vergleichbaren Eingriffen am Menschen eine Betäubung in der Regel unterbleibt.“
2) Diese Schmerzen sind stets länger anhaltend, denn sie müssen regelmäßig während des ganzen Lebens im Käfig ertragen werden und enden erst mit der Schlachtung.

3) Die Schmerzen sind keinesfalls unerheblich. Nur „Bagatellfälle“ wären nach dem Willen des Gesetzgebers nicht strafbar.

4) Darüber hinaus gibt es für die Schmerzen auch objektive Beweise. Von den vielen möglichen Schmerzanzeichen
 ist bei Kaninchen, die an Schmerzen in den Pfoten als Folge einer Podeodermatitis leiden, häufig die Einnahme abnormer Stellungen
 zur Pfotenschonung zu beobachten.
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IV. Erhebliche, länger anhaltende Leiden iSd § 17 Nr. 2b TierSchG

1) Kaninchen sind keine Roboter, sondern „Mitgeschöpfe“
 mit artentsprechenden Bedürfnissen und in weiten Bereichen den Menschen ähnlichen Empfindungen. Vergegenwärtigt man sich die äußersten Beschränkungen im Käfig (s.o. II 2) und stellt sie den Bedürfnissen gegenüber, die die Kaninchen dort keinesfalls befriedigen können (s.o. II 3), so kann man nur zu dem Schluss kommen, dass diese Tiere außerordentlich leiden. 

2) Diesen Zusammenhang zwischen Bedürfnisbeschränkung und Leiden hat auch die EU Kommission in einer Mitteilung
 eindeutig bestätigt: 

„Ist ein Tier nicht in der Lage, ein Bedürfnis zu befriedigen, so wird sein Befinden früher oder später darunter leiden“ 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Inhalt dieser Mitteilung für zutreffend erachtet.
 Es hat sogar dem Verordnungsgeber zwingend aufgegeben, die dort dargestellten wissenschaftlichen Erkenntnisse umzusetzen.

3) Auf der Grundlage der zitierten Feststellung der EU Kommission lassen sich die Leiden der Kaninchen auch quantifizieren. Sie leiden in ganz erheblichem Umfang, weil sie nicht lediglich daran gehindert sind, „ein“ Bedürfnis zu befriedigen, sondern sie können eine ganze Reihe von Bedürfnissen in der Käfighaltung nicht befriedigen (s.o. II).

4) Unabhängig von diesen neuen Erkenntnissen der EU Kommission und des höchsten deutschen Gerichtes sind sich Ethologen seit langem einig, dass bestimmte Verhaltensstörungen erhebliche Leiden eindeutig beweisen. Es bedarf keines Fachmannes um die folgenden Verhaltensstörungen bei Kaninchen in Käfighaltung zu beobachten: 

Gitternagen am Käfigdraht; Scharren in Käfigecken ohne funktionellen Zusammenhang; Lecken an inadäquaten Objekten; abgebrochene Bewegungs-formen zum Abreagieren des überschüssigen Bewegungsdranges; afunktionale Aktivitätsschübe (dabei zusammenhangloses Aneinanderreihen von Verhaltens-weisen aus  verschiedensten Funktionskreisen); deutlich weniger entspanntes Liegen; modifizierte Liegestellungen zur Schonung der Pfotenunterseiten; veränderter Zirkadianrythmus; Abweichungen im Nestbauverhalten (hektisches Rein-raus-Hopsen aus dem Nistkasten sowie unzweckmäßiges Hin-und-her-Tragen von Nestmaterial); Trichophagie (eigenes Fell fressen) - vgl. i.ü. Loeffler et al., TU 1991, 471, 477; Drescher in DVG-Tagungsband „Ethologie und Tierschutz“ 2000, S 104, 105.

Auch demnach ergeben sich nachhaltige, erhebliche Leiden der Kaninchen in Käfighaltung.

5) Selbstverständlich sind die Leiden anhaltend, weil lebenslang und erheblich - s.o. III 2 und 3.
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V. Keine Rechtfertigung für die Verletzung des Tierschutzgesetzes
1) Sofern die Kaninchenhaltungen im Einzelfall durch zuständige Behörden genehmigt worden sind, führt dies nicht zur Rechtfertigung der Tierquälerei. Der Unterzeichner u.a. hat diese Frage rechtswissenschaftlich untersucht.
 Es ist eine Binsenweisheit, dass eine Rechtfertigung durch Genehmigung überhaupt nur in Betracht kommt, wenn dies im Gesetz selbst vorgesehen ist („unbefugt“). Im übrigen dürfen es nicht untere Verwaltungsbehörden in der Hand haben, ob deliktisches Handeln verfolgt werden darf oder nicht. Sonst würde man ein wesentliches Element des Rechtsstaates, das Prinzip der Gewaltentrennung/-kontrolle, entscheidend schwächen.

2) Weitere Rechtfertigungsversuche der Kaninchenhalter sind noch nicht bekannt geworden. Es ist aber mit ähnlichen Behauptungen zu rechnen, wie sie über Jahrzehnte die Lobby der Käfighennenhalter aufstellte. Auch hinsichtlich möglicher Rechtfertigungen von Verletzungen des Tierschutzgesetzes hat das Legehennenurteil des Bundesverfassungs-gerichtes Maßstäbe gesetzt.

a) Es ist nicht zu bestreiten, dass die Erzeuger tierischer Produkte als Teilnehmer eines weitgehend freien Marktes einem beständigen Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind. Das darf aber nicht dazu führen, dass der Schutz der Tiere, wie er im Gesetz vorgeschrieben ist, relativiert wird. Es gälte ja auch als abwegig, würde man aus Wettbewerbsgründen Gründen exzessive Kinderarbeit fordern.

Dem Bundesverfassungsgericht war im Verfahren zur Nichtigkeit der HhVO durch die Bundesregierung nachdrücklich vorgetragen worden, dass schon geringfügige nationale Verschärfungen der Bedingungen beim Halten von Legehennen angeblich zu Wettbewerbsnachteilen und dem Verlust von Arbeitsplätzen führen würden. Ein umfangreiches Gutachten von Prof. Wolffram, Universität Bonn, war vorgelegt worden.

Das Bundesverfassungsgericht beschäftigt sich aber an keiner Stelle seines Urteils mit diesen Argumenten. Das Gericht hat vielmehr allein aus dem Ausmaß, mit dem die Grundbedürfnisse „Ruhen“ und „gleichzeitig Fressen“ durch die HhVO 1987 unterdrückt worden sind, geschlossen, dass dies unangemessen und gesetzwidrig sei. Daraus folgt: 

Das Zurückdrängen von Verhaltensbedürfnissen i.S.d. § 2 Nr. 1 ist regelmäßig gesetzwidrig, ohne daß es möglich wäre, diese Gesetzesverletzung mit wirtschaftlichen oder wettbewerblichen Erwägungen zu verrechnen.
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Dem Urteil lässt sich auch entnehmen, dass das höchste deutsche Gericht nichts davon hält, Gesetzesverletzungen bzw. Straftaten mit der Begründung zu dulden, das Handeln des Rechtsbrechers wäre anderswo erlaubt.
Das Beispiel der Schweiz belegt im übrigen, dass artgerechte Tierhaltung nicht zu finanziellen Problemen der Hersteller führt. In der Schweiz gibt es seit 10 Jahren keine Käfige mehr. Heute wird dort kein Ei weniger erzeugt als vor 10 Jahren, wobei die Zahl der Beschäftigten um 18% gestiegen ist. 72% der Schweizer Endverbraucher kaufen die teueren inländischen Eier, obwohl billige Importeier angeboten werden.

b) Es ist derzeit nicht bekannt, um wie viel die Kosten steigen, sofern die Kaninchen artgerecht untergebracht wären. Aus den Erfahrungen bei der Erzeugung von Eiern lässt sich aber folgern, dass die Erzeuger die Kostenerhöhung schamlos übertreiben werden. 

(Nach den Erkenntnissen der EU Kommission erhöhen sich die Kosten der Eierzeugung im Fall von Intensivvolièren im Vergleich zum derzeitigen Käfig um lediglich 8%.)

c) Alternative Systeme haben sich in Nachbarländern, insbesondere in der Schweiz in der Praxis bewährt. Die erheblichen Leiden der Kaninchen sind also nicht etwa mit dem Argument zu rechtfertigen, Alternativen, die eine wirtschaftliche Fleischerzeugung zulassen, gäbe es nicht, bzw. seien nicht erprobt.

Mit welch fadenscheinigen Argumenten der Betreiber zu rechnen ist, zeigt sich am Beispiel der Haltung von Legehennen in Käfigen. Die Betreiber behaupteten, dass in Alternativhaltungen die Leistung und Gesundheit der Tiere viel niedriger sei und im Ergebnis, die Käfighaltung schon aus „Tierschutzgründen“ bewahrt werden müsse.

Nach den Erkenntnissen der EU Kommission
 können alternative Systeme Nachteile haben, während die Nachteile der Käfige systemimmanent sind. „Die Kommission ist ... zu dem Schluss gelangt, dass Hennen in den gängigen Batteriekäfigen unzulänglich geschützt sind und dass diese Käfigsysteme bestimmten Bedürfnissen dieser Tiere nicht gerecht werden. ... Ferner gibt es Anhaltspunkte dafür, dass Hennen auch in anderen Haltungssystemen schlecht geschützt sind, wenn eine gute Betriebsführung nicht dauerhaft gewährleistet ist.“
Die Käfighennenhalter und ihr Gefolge werden nicht müde, gebetsmühlenhaft die angeblichen Vorteile des Käfigs (Hygiene und Tiergesundheit) zu betonen. Belege für diese Vorteile gibt es allenfalls scheinbar. Das Bundesverfassungsgericht hat sich von derartigen Behauptungen jedenfalls nicht beeindrucken lassen. 

Diese Behauptungen sind im übrigen offensichtlich falsch. So behaupten Befürworter der Käfighaltung, Federpicken und Kannibalismus seien in der Käfighaltung ein geringeres Problem als in alternativen Haltungen. Jeder Fachmann weiß aber, dass Federpicken primär die Folge einer einstreulosen Haltung der Tiere ist.
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Die Tiere reagieren ihren ausgeprägten Picktrieb letztlich am ungeeigneten Objekt ab. Das Federpicken ist also nur in einer einzigen Haltungsform mit legalen Mitteln nicht zu kontrollieren - in der herkömmlichen (einstreulosen!) Käfighaltung.

VI. Subjektiver Tatbestand gegeben
1) Alle Verantwortlichen kennen die objektiven Umstände (s.o. II). Sie wissen, wie ihre Tiere untergebracht sind (II 2). Sie kennen zumindest in groben Zügen die Bedürfnisse ihrer Tiere (II 3) und sie kennen die Verletzungen, die Käfighaltung bei ihren Tieren bewirkt (II 4). Damit haben die verantwortlichen Betreiber die Möglichkeit zur Unrechtseinsicht iSd § 17 S. 1 StGB. 

2) Es kommt nicht darauf an, ob sich die Betreiber im einzelnen bewusst machen oder wissen, dass die Tiere erheblich leiden bzw. Schmerzen ertragen müssen.
 Die Kenntnis der Tatbestandsmerkmale des § 2 TierSchG reicht. Gleichwohl wäre es interessant, den Betreibern die Frage zu stellen, wie sie denn die deutlich sichtbaren Verhaltensstörungen interpretieren, z.B. das häufige Hochspringen der Kaninchen (das schmerzhaft an der Decke des Käfigs endet). 

3) Ein unvermeidbarer Verbotsirrtum bleibt auch dann zu verneinen, wenn Haltungen im Einzelfall genehmigt sind. Vielfach lässt sich bereits der Genehmigung entnehmen, dass tierschutzrechtliche Gesichtspunkte überhaupt nicht durch die Behörde überprüft wurden, sondern beispielweise nur baurechtliche. Falls die Behörde aber ausdrücklich eine bestimmte Art, Kaninchen zu halten, genehmigte, dann exkulpiert dies den Betreiber nicht. Die Behauptung, er habe dies aber geglaubt, muss als Schutzbehauptung bewertet werden, denn selbst jeder juristische Laie weiß, dass auch bei Rechtsvorschriften das „Ober sticht Unter“ - Prinzip gilt und nicht umgekehrt. So wenig Behörden, bzw. ein wohlgesonnener Bürgermeister die Tötung eines missliebigen Nachbarn genehmigen kann, so wenig kann er rechtswirksam „Tierquälerei“ genehmigen. 

Es wird gebeten, gem. § 152 StPO ein Ermittlungsverfahren einzuleiten und nach Abschluss der Ermittlungen öffentliche Klage wegen quälerischer Tiermisshandlung zu erheben und mich über den Ausgang des Verfahrens zu informieren.

Soweit sich bei der Bearbeitung Rückfragen oder der Bedarf nach einzelnen Unterlagen ergeben, bin ich gerne - unbürokratisch und kostenfrei - behilflich und verbleibe zwischenzeitlich

mit freundlichen Grüßen

Wolfgang Schindler

Rechtsanwalt 

� Wessobrunner Str. 33, 81377 München, � HYPERLINK "mailto:mitweltstiftung@gmx.net" ��mitweltstiftung@gmx.net�





� § 2 Nr. 1 Tierschutzgesetz (TierSchG)





� Stets im Widerspruch zu einer überwältigendenden Mehrheit. Nach einer Meinungsumfrage des Institutes für Demoskopie, Allensbach im Jahre 1990 (IFD-Umfrage Nr. 5031) befürworteten 85 % der Befragten ein Verbot für Legebatterien. Noch klarer das Ergebnis einer Infas Umfrage vom März 1998. Die Frage lautete: Stört es ihr Gerechtigkeitsgefühl, wenn in Deutschland wegen eines Kostenvorteiles von 20 Prozent ständig 40 Millionen Hennen artwidrig gehalten werden? Insgesamt empfinden 87 % der Befragten das eigene Gerechtigkeitsgefühl dadurch als gestört. 














� Prof. Schlütter, Präsident des Zentralverbandes der Deutschen Geflügelwirtschaft (ZDG) sprach sich im Jahrbuch der Geflügelwirtschaft 1980, S. 7, ungeniert für eine die Nicht-Anwendung des TierSchG regelnde Verordnung aus: "Nur so kann verhindert werden, daß aufgrund von Gerichtsurteilen oder Entscheidungen von Verwaltungsbehörden die deutschen Legehennenhalter in persönliche und wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten."


� BVerfGE 101, 1 ff





� BVerfGE, aaO, S. 38: Artgemäße Bedürfnisse dürfen nicht unangemessen zurückgedrängt werden. Diese Formulierung allein ist nicht sonderlich praktikabel. Konkret hat das BVerfG eine Verletzung von § 2 TierSchG aber schon deshalb bejaht, weil Hennen im Käfig weder ungestört ruhen noch gleichzeitig fressen können. Erst hier wird klar, welch strenger, tierfreundlicher Maßstab anzuwenden ist.





� BVerfGE, aaO, S. 16 - Demnach: § 2 Nr 1 TierSchG entspricht den Interessen des Tieres, § 2 Nr. 2 TierSchG dem wirtschaftlichen Nutzungsinteresse des Menschen.





� BVerfGE, aaO, S. 37





� z.B. Bild am Sonntag, 17.3.2002, S 1, 8 und 9





� Das folgende einschließlich 4) ist weitgehend entnommen Maisack, Tierschutzgesetz, Vahlen Verlag München, Anhang zu § 2 Rn 13 ff. (Der Kommentar erscheint im August 2002 - Vorabdruck auf Anfrage beim Unterzeichner.)





� Deshalb schreibt die Schweizer Tierschutzverordnung in Art 24a vor: „Kaninchen müssen ständig Objekte zum Benagen zur Verfügung haben.“





� h.M. der Ethologen: Das Haltungssystem „Käfig“ ist für Kaninchen nicht artgerecht, so z.B. Drescher, TU 1993, 72, 78; Loeffler et al., TU 1991, 471, 477.





� Sollte dies im Einzelfall nicht behördenbekannt sein, wäre zu berücksichtigen: Behörden, die mit der Anwendung des Tierschutzgesetzes befasst sind, zeigen häufig beschränkte Beobachtungsfähigkeit und reduzierte Handlungsbereitschaft, was de facto zur Nichtanwendung des Gesetzes führt. Eine Erklärung dafür findet sich in der derzeitigen Rechtslage. Danach besteht ausschließlich für Tiernutzer die Möglichkeit, Behördenentscheidungen von unabhängigen Gerichten überprüfen zu lassen. Darüber hinaus beweisen die berufsständischen Vereinigungen der Tiernutzer bis hin zum Bauernverband stets äußerste Entschlossenheit, wenn es gilt, „geschäftsschädigende“ (gleichwohl gesetzmäßige) Maßnahmen von Behörden aus dem Wege zu räumen. Den von der Lobby eingesetzten Ressourcen haben Behörden - angesichts starr beschränkter Budgets - selten etwas entgegenzusetzen und vermeiden tunlichst, vor die Gerichte gezerrt zu werden. Beispielhaft zeigte sich dies bei der Käfighaltung von Legehennen. Stets wurden die Halter bundesweit von der gewichtigen Kanzlei Graf von Westphalen Fritze & Modest vertreten. Den scheinbaren Nachweis, dass Legehennen im Käfig nicht leiden, führte so gut wie immer Prof. Bessei, ordentlicher, durch Steuermittel bezahlter Hochschullehrer an der Universität Hohenheim. Schon vor dem LG Darmstadt (4 Js 29.471/81) behauptete er - als „unabhängiger“ Gutachter - allen Ernstes, bei den Hennen im Käfig sei „die Annahme der Unterdrückung einer gewollten Bewegungsaktivität nicht aufrechtzuerhalten. Der daraus hergeleitete Leidenszustand ist nicht haltbar.“ (Nur die Staatsanwaltschaft Darmstadt ließ sich - im Gegensatz zu vielen anderen Behörden - nicht täuschen.) 


Der im Tierschutzrecht bestehende Misstand, auf den die häufig zu beobachtende Passivität der zuständigen Behörden weist, lässt sich mit einem Beispiel veranschaulichen. Man stelle sich vor, eine Baubehörde genehmigt einem Bauträger ein 20-stöckiges Hochhaus neben einem Einfamilienhaus. Wer würde von auch nur halbwegs rechtsstaatlichen Verhältnissen sprechen, wenn sich nur der Bauträger gegen Fehlentscheidungen der Behörden gerichtlich wehren könnte? 





� so BGH NJW 1987,1833, 1834





� Maisack, aaO, § 17, Rn 6: Als Indizien kommen Lautäußerungen in Betracht wie Jaulen, Winseln, Grunzen, Schreien, Heulen, tonloses Stöhnen, Zähneknirschen. Verhaltensänderungen, die auf beträchtlichen Schmerz schließen lassen, können u. a. sein: Sich-Zurückziehen der Tiere wie z. B Lichtscheue bei Kaninchen; ... Zu bedenken ist, dass verschiedene Tierarten ihre Schmerzen z. T. sehr verschieden äußern. Typische Beutetiere zeigen häufig nur geringe Schmerzäußerungen, trotz starker Schmerzen. Schafe sind „stille Dulder“; Kaninchen reagieren eher mit Bewegungs- und Teilnahmslosigkeit, Hockhaltung, fehlender Futter- und Wasseraufnahme sowie bei Berührung mit Lautäußerung; Geflügel lassen z.T. selbst bei offensichtlichen Schmerzreizen keine sichtbaren Reaktionen erkennen und verharren in Bewegungslosigkeit.“





� Maisack, aaO, § 17, Rn 19





� so § 1 TierSchG, nicht der Tierschutzbund





� Mitteilung über den Schutz von Legehennen in verschiedenen Haltungssystemen (KOM 1998, 135 endg., 98/0092 CNS)





� BVerfGE, aaO, S. 39. Die Mitteilung wird dort als „normativen Text“ bzw. „amtliches Dokument“ bezeichnet.





� BVerfGE, aaO,  S. 40: „Wegen der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Grundbedürfnisse von Hennen in der Käfighaltung, die der Verordnungsgeber nach Maßgabe des § 2 a Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Nr. 1 TierSchG beachten muss, ist schließlich noch auf die Mitteilung der Europäischen Kommission, die sich auf die Stellungnahme des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses vom 30. Oktober 1996 bezieht, zu verweisen.“


� Schindler, NStZ 2001, 124, 126. Im einzelnen: Den Justizbehörden ist nach den o.g. allgemeinen Grundsätzen aufgegeben, strafbare Handlungen zu verfolgen, unabhängig vom Handeln anderer Behörden. Eine bestehende, selbst unanfechtbare Genehmigung kann tatbestandliches Tun nur rechtfertigen, wenn es „verwaltungsakzessorisch“ ist. Der Satz „was verwaltungsrechtlich erlaubt ist, kann nicht strafbar sein“ gilt nur für Bereiche, in denen das von der behördlichen Genehmigung oder Duldung betroffene Rechtsgut vom Gesetz zur Disposition der betreffenden Behörde gestellt ist (z.B. „unbefugt“ in § 324 und § 326 StGB; § 8 TierSchG). Anders aber §17 Nr. 2 b TierSchG, der Grundwerte unserer „Kulturordnung“ schützt, unabhängig vom Verhalten der Verwaltungsbehörden. Selbst Kontrollbefugnisse bedeuten nicht, dass den Behörden Dispositionen über Rechtsgüter anvertraut wären. 


Grundsätzlich setzt sich im Konflikt zwischen Strafgesetz und behördlicher Genehmigung nicht der Verwaltungsakt, sondern das Gesetz durch. Das ergibt sich bereits aus der Normenhierarchie. Es ergibt sich weiter z.B. aus § 44 Abs 2 Nr. 5 VwVfG, wonach eine behördliche Genehmigung nichtig ist, wenn das erlaubte Verhalten den Tatbestand eines straf- oder bußgeldbewehrten Verbotes erfüllt. Die gegenseitige Kontrolle der Staatsgewalten - ein unverzichtbares Element des Rechtsstaates - darf nicht im Interesse einer - lediglich wünschenswerten - „Rechtseinheitlichkeit“ verloren gehen. Untere Verwaltungsbehörden hätten es sonst in der Hand - durch Nichtstun - die dritte Gewalt an der Strafverfolgung zu hindern. 





� so die Bundesregierung - Prof. Löwer, Universität Bonn - in einem Schriftsatz zur Verteidigung der dann vom BVerfG für nichtig erklärten HennenhaltungsVO 1987.





� Mitteilung der EU Kommission, aaO, S 8





� Schindler, aaO, S. 126 IV. unter Hinweis auf Strafrechtskommentare (Maurach-Zipf § 38 Rn 12 und Tröndle § 17 Rn 3): Strafrechtliche Schuld setzt gem. § 17 Satz 1 StGB die Möglichkeit zur Unrechtseinsicht voraus. Der Täter muss bei Einsatz seiner Erkenntniskräfte und bei Anspannung seines Gewissens in der Lage sein, zu erkennen, dass sein Tun gegen gesetzliche Bestimmungen - nicht notwendig gegen einen Straftatbestand, wohl aber gegen eine Norm mit gleicher Schutzrichtung, hier also insbesondere § 2 TierSchG - verstößt. Es kommt also nur auf die potentielle Kenntnis des Unrechts, nicht zugleich auch der Strafwürdigkeit der Handlung an. Dem Täter wird dabei zugemutet, sich an den Wertvorstellungen der Allgemeinheit zu orientieren, mögen diese auch seinen eigenen Überzeugungen oder denjenigen seines Interessenverbandes zuwiderlaufen. An die Unvermeidbarkeit eines etwaigen Verbotsirrtums werden allgemein strenge Anforderungen gestellt. Die Missbilligung, die der Käfighaltung von den sittlich fundierten, mehrheitlichen Gerechtigkeitsvorstellungen entgegengebracht wird, kann dabei eben so wenig außer Betracht bleiben wie die Tatsache, dass das strafrechtliche Tierquälereiverbot bereits seit 1871 gilt und deshalb dem Kernstrafrecht zugeordnet werden muss, in dessen Bereich ein unvermeidbarer Verbotsirrtum nur ganz ausnahmsweise angenommen werden kann.





